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Wahltag am 19. Jannar 1919
e Berlin, 19. Dezember.S Jn der heutigen Nachmittagſitzung der Reich konferenz der A.- und S.-Räte wurde der

S

eSee

c

S

antrag Tohen-Reuß, die Wahlen zur Rationalverſammlung am 19. Januar 1919
ſtattfinden zu laſſen, mit großer Mehrheit unter dem Beifall des Haufes und den Widerſpruch

c der Minderheit angenommen.
er
e

e

a 2 r 5a m Berlin zu entſenden, damit ſie ſich von der Durchführung dese Note arſchall S ochs Vertrages überzeugen könnten. General Nudant erwiderte,
Berlin, 19. Dezember. daß dieſer Vorſchlag als ein Beweis für den guten Willen anzu
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Der Deutſchen Waffenſtillſtands kommiſſion
in Spag wurde am 18. Dezember von General Nudant

ide Note des Marſchalls Foch überveicht: „Die Deutſche
Kommiſſion legte heute der interalliierten Kommiſſion Geſuche
un Paſſierſcheine vor, um in die von den alliierten
Armeen eſetzte Zone hineinzugelangen, dort umherzu
riſen oder herauszukommen. Jn dem von den alliierten Armeen

e beſetzten Cebiete ſind dieſe mit der Verkehrspolizei in ihrer
c gone beauftragt und haben dementſprechende Anweiſungen er

halten. Es müſſen daher alle dieſe Geſuche bei den Orts
e militärbehörden eingereicht werden, In der neutralen

ſind die Geſuche an die alliierten Militär-
behörden durch den Kommandanten des Bezirkes der neu
alen Zone zu richten. Die Deutſche Waffenſtillſtandskommiſſion
wird gebeten, in dieſem Sinne die erforderlichen Veröffent
üchungen vorzunehmen.

heimatsſchutz für Poſen überflüſſig!
Die Anſicht „preußiſcherr Miniſter

Berlin, 19. Dezember.
Am 18. Dezember fand in Poſen eine Beſprechung der

Niniſter Hirſch und Ernſt, des Unterſtagtsſekretärs von
6erlach und verſchiedener Kommiſſare der Zentral-
zehörden mit den Spitzen der provinzialen Zivil- und
Nilitärbehörden ſowie den Vertretern des polniſchen

c und des deutſchen Volksrates ſtatt. Nach eingehender Er
özrterung des Grenzſchutzes prägziſterte Miniſter Hirſch die Stel

c kungwahme der Regierung wie folgt:
Die Regierung hält einen beſonderen Heimatſchutz für

de Provinz Poſen nicht für nötig. Dagegen iſt der
Grenzſchutz unbedingt erforderlich zur Uebernahme des Oſt
heeres und um die Ausfuhr von Lebensmitteln zu verhindern
Der Grenzſchutz iſt von den bodenſtändigen Truppen unter Kon
trolle der Soldatenräte wahrzunehmen. Anordnende
Gewalt ſteht den Soldatenräden nicht zu. Die zurzeit noch in
der Provinz befindlichen Truppen aus fremden Bezirken
ſollen ſofort zurüückgegogen werden, ſobald Truppen aus
dem zuſtändigen Generalkommando zur Verfügung ſtehen, die
ſch aus den dienſtpflichtigen Jahrgängen und Freiwilligen zu
ſammenſetzen.

Ueber den gegenwärtigen Stand der Lebensmittel-
lieferungen aus der Provinz Poſen gaben die Verhand
lungen im ganzen ein befriedigendes Bild. Die von pol-
niſcher Seite geforderte Einrichtung polniſcher Kon
trolleure bei den Regierungsſtellen in Poſen, Weſtpreußen
ufw. wurde von den Vertretern der Regierungen mit dem Hin
weiſe abgelehnt, daß die Behörden ja ſchon durch die Ver
treter der A. und S.Räte kontrolliert würden.
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berkehrsſperre und Nationalverſammlung
In der Vollſizung der Jnternationalen Waffenſtillſtands

kommiſſion in Spag am 18. Dezember fanden eingehende Er
örterungen über die Beſchrän kungen der Verkehrs
ſperre r den beſetzten Gebieten und dem übrigen
Deutſchla wecks Durchführung der Wahlen zur National-
verſammlung ſtatt. Der Vertreter der Vrur Regie
rung überreichte eine Note, in der ſchleunige Beſeitigung
dieſer Verkehrseinſchränkungen erbeten wurde, und fügte hinzu,

ß es nicht nur im deutſchen Intereſſe liege, wenn baldigſt ge
ordnete und verfaſſungsmäßige Zuſtände in Deutſchland her
en würden. Bei der gegenwärtigen Abſperrung dieſer

ndesteile ſei aber die ordnungsmäßige Vornahme von
Vahlen, ſowie die hierzu erforderlichen Vorbereitungen ausge
ſchloſſen. Jn Beantwortung der Note erklärte General Nudant,
es läme darauf an, zu wiſſen, was unter freiem Verkehr
a den Gebieten links und rechts des Rheines zu ver

if
n ſei. Es ſei klar, daß eine gewiſſe Anzahl unruhe-
tender Elemente nicht hin und herreiſendürfe. Vei Weitergabe der Note in der vorliegenden Form

würde ihm wahrſcheinlich geantwortet werden, das iſt zu allge
mein gehalten, und dann könnte ſich die Erledigung der Angelegenheit ſehr lange hinziehen. Von deutſcher Seite wurden
ger Frage nähere Angaben in Ausſicht geſtellt. Die

tſche Note, in der Staatsſekretär Erzberger der Jnternatio
nalen Kommiſſion mitteilt, daß wegen Abgabe des Eiſenbahn
materials alles Notwendige veranlaßt ſei, gab gleichfalls zu
rörterungen Anlaß. Staatsſekretär Erzberger bat darin,

wöglichſt bald Verkehrskommiſſare der Alliierten nach

ſehen ſei, den die deutſchen Behörden in dieſer Angelegenheit
zeigen wollen. Nach ſeiner Anſicht laute aber die Hauptfrage:
Wie geſtaltet ſich die praktiſche Seite der Ausführung und
Lieferung? Was dieſe anbelangt, ſo ſeien franzöſiſcherſeits
alle Maßnahmen getroffen, um eine Wiederkehr unangenehmer
Zwiſchenfälle zu vermeiden. Zum Schluß überreichte Nudant
mehrere Entſcheidungen betreffend die Regelung des Verkehrs
in den beſetzten Gebieten, insbeſondere in dem ver die gu
Gebiet zwiſchen Hoblenz und Mainz, und über die Zu
laſſung und Rückkehr rechtsrheiniſcher Deutſcher. Der
Vorſitzende der belgiſchen Kommiſſion bemerkte, daß das
Ueberſchreiten des Rheines bei Düſſeldorf und Duisburg
für diejenigen, die ſich an ihre Arbeitsſtätten eben
wollen, auf Grund eines Ausweiſes oder eines von belgiſchen
Militärbehörden abgeſtempelten Arbeitsbuches geſtattet ſei.

Aufhebung der H.- und S.-Räte
im beſetzten Gebiet

Berlin, 19. Dezember.
Der Regierungspräſident zu Köln hat ſoeben auf Ver

anlaſſung des britiſchen Generalgouverneurs nachſtehende
Verfügung an die Behörden des von der britiſchen Armee
beſetzten Gebietes ergehen laſſen:

„Der britiſche Generalgouverneur hat
angeordnet, daß ſich in dem von den britiſchen Truppen
beſetzten rechts- und linksrheiniſchen Gebiete
die Arbeiter- und Soldatenräte jeglicher Einwirkung auf
die ſtaatlichen und Kommunalbehörden, ſowie der Ein
miſchung in Verwaltungsangelegenheiten zu enthalten
haben. Hiernach haben die Arbeiter und Sol
datenräte ihre geſamte hierauf bezüg-
liche Tätigkeit unverzüglich einzuſtellen
und ſich auch der Benutzung ſtaatlicher und kommunaler
Gebände und Einrichtungen zu enthalten. Jch erſuche er
gebenſt, dies baldigſt den Arbeiter- und Soldatenräten
bekannt zu geben und diejenigen Perſonen, die der An
ordnung des britiſchen Generalgouverncurs entgegen-
handeln, mir namhaft zu machen. Die engliſchen Mili-
tärbehörden werden dann gegen dieſelben einſchreiten.“
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Beginnende Auflehnung der Räte
Braunſchweig, 19. Dezember.

Die vom A. und S.-Nat herausgegebene Braunſchweigiſche
Sozialiſtiſche LandesKorreſpondenz ſchreibt in ihrer erſten
Nummer: „Die Regierung des Landes Braunſchweig wird
auch nach den Landtagswahlen in den Händen des
A.- und S.-Rates bleiben. Der Landtag hat lediglich geſetz
gebende Tätigkeit auszullben. Dieſe geſetzgebende Tätigkeit des
Landtages kann nur darin beſtehen, die Ziele der Revo
lution durchzuführen und zu verwirklichen Jeder Landtag,
der dieſer Aufgabe nicht gerecht werden würde, der ſich anmaßen
würde, darüber zu debattieren, o b der Sozialismus durchgeführt
werden ſoll, würde ſich in Widerſpruch ſetzen zur Regierung des
Landes. Jn dieſem Falle würde nicht die Regierung abtreten,
ſondern der Landtag würde abtreten. Das Volkskommiſſariat
des Jnnern ſteht auf dem Standpunkte, daß alſo der Land
tag nicht verfafſunggebend ſein kann, und daß
er nicht über die Regierung des Landes beſtimmen kann, ſondern

daß er lediglich ein Organ der beſtehenden Landes-
regierung zur Durchführung der Ziele der Revolution ſei.“

Rückkehr des Fürſten CLwow
London, 19. Dezember. Reuter.

„Dail Chronicle meldet, daß Fürſt Lwow, der 1917 nach
dem Ausbruche der ruſſiſchen Revolution Miniſterpräſident
war, aus Amerika in England eingetroffen iſt. Er beabſichtigt,
auch nach Paris zu gehen. Das Ziel ſeiner Reiſe iſt, die
Alliierten über die tatſächlichen Verhältniſſe in Rußland auf-
zuklären und für die Bildung einer neuen allruſſiſchen Regie-
rung zu wirken

Der Räte- Kongreß
Die Nationalverſammlung

Cohen Hertogrergß: Die Arbeiter- und Soldatenräte
ſtellen nicht den Willen des ganzen Volkes dar.
Wir müſſen uns hüten, die Revolution zu einer großen Lohn
bewegung zu degradieren. (Zuruf.) Viele Unternehmer ſtellen
ihre Betriebe den Arbeitern zur Verfügung. Die Arbeiter wer
den aber nichts davon haben, denn ſie können die Betriebe nicht
aufrechterhalben. Auch die Separationsbewegung im Süden
(Unſinn!) und im Weſten könne nur durch die Nationalverſamen
lung überwunoen werden und durch die Beſeitigung der Des
organiſationen. Ohne die Volksgenoſſen terreichs können
wir uns das Deutſche Reich nicht mehr vorſbellen (lebhafter Bei
foll). Experimente können wir ung jetzt nicht leiſten.
wir eine ſozialdemokratiſche Mehrheit uns J o müſſen die

lichen Frieden mmen. Die Entente den i
einem nen Deutſchland Frieden ſchlie Mitution bei irgend einem k der Entente iſt nicht za
vrochnen. Wir ial demokraten müſſen uns endlich ei auf
das entſchiedenſte n wehren, daß reine, klawe, gute

ialiſtiſche Gedankenwelt durch bolſchewi tiſche Verſch
abotiert und dis kreditiert wird. Die A. und S.-Räte nrüſſen

beſchlagnahmnten und 800 Franken
ſtabsgelder der gerichtlichen Unterſuchung e

La h Gegenreferent: it iſt hier noch in
ſehr ſtarkem Maße vorhanden. Kein Parlament der Welt hat
ſo viel hausbackene Anſichten als dieſes erſte Revo
lutionsparlament. Die iſt daßTodesurteil für das Räteſyſtem. Redner geht unter
Unruhe auf die Vorgeſchichte der Revolution ein. Die National
verſammlung hat nicht den Willen und die Kraft, den Sozia
lisnrug Wirklichkeit werden zu laſſen. Das teſyſem wird
trotzalledem kommen.

Haas (Mehrheitsſozialiſt);) Wird der Wahltermin weiter
hinausgeſchoben, ſo treiben wir die Arbeiterſchaft ins Lager
unſerer natürlichen nde.

Heckert (Unabhäng. Soz.): Das Rät m m
auch wenn Sie die Wien beſchließen.r (Soldatenpartei): hne die Nationalder
ſammlung, die allein den Volksgedanken darſtellt, gibt es keine
Rettung mehr.

Laufenberg: Das Proletgriat Deutſchlands hat die
politiſche Gewalt noch nicht in Händen.

Flügel demokratiſche raktion)? Wir brauchen die
Nationalverſammlung, weil wir Frieden, Brot, Arbeit, Freiheit
und Recht brauchen

Mittagspauſe von 1 bis 343 Uhr.
In der Nachmittagsſitzung erklärt auf eine Anfrage, wie die

parlamentariſche Ueberwachung des Rates der Volksbeauftragten
gedacht ſen, der

Volksbeauftragte Haaſe: Alle wichtigeren Geſetzentwürſe
ſind mit dem Zentralrat zu beraten. Sollte man in beſtimmten
Fällen nicht einer Uebereinſtimmung kommen, dann muß derRat der Volksbeauftragien ſelbſt entſcheiden können ſo lange er
das Vertrauen hat.

Ein Vertreter der Unabhängigen Sozialiſten erklärte, durch
dieſe Auskunft nicht befriedigt zu ſein, und beantragt, die
Sitzung zu unterbrechen, um über dieſe Frage zu beraten

Der Antrag wird abgelehnt.
Der Redner der Unabhängigen Sozialiſten erklärt hierauf,

daß ſeine Freunde den Saal verlaſſen müßten, um zu beraten,
ob ſie an den Verhandlungen weiter teilnehmen können.

Die Unabhängigen Sozialiſten verlaſfen
den Saal. Zu der Frage der Nationalverſamm-
lung führt

Volksbeauftragter Ha gaſe aus: Jm Nate der Volksbeauf
tragten wurde Uebereinſtimmung erzielt, daß die Einberufung
der Nationalverſammlung erfolgen muß. Meinungsverſchieden
heiten können nur über den Termin beſtehen. Die Behauptung
daß die Entente unſere Regierung nicht als verhandlungsfähig
anſehen würde ehe die Nalionalverſammlung geſprochen habe,
iſt durch die Tatſachen widerlegt. Die Entente hält uns für
verhandlungsfähiag. Wir verlangen das Selbſtbeſtimmungsrecht
des deutſchen Volkes und erheben ſchärfſten Proteſt dagegen, daß
die Polen die Deutſchen auffordern, an den Wahlen für die
polniſche Nationalver ſammlung teilzunebmen. ch bitte Sie,
den Verſuchen einer Verlegung des Wabltermins zur
Pationalverſammlung Widerſtand zu leiſten. Mit
Ent“hiedenheit muß ich einer Beſchleunigung des Termins
wider ſprechen. Wir wollen aufgeklärte Wähler zur Urne führen.
Beſonders die Frauen b dürfen der Aufklärung.

Ein Redner aus Baden erklärt: Die Nationalver-
ſammlung lann nicht früh genug ſtattfinden.



Sahm
Kapitalismus.

Karbe-Kiel: Die Produktion muß ſchleunigſt wieder auf
genommen werden. Dazu iſt notwendig, daß das Volk bald zur
Wahlurne ſchreitet.

Schauer: Das Räteſhſtem nützt uns nichts. Wir müſſen
eine feſte Regierung haben, ſonſt iſt unſere Landwirtſchaft nicht
in der Lage, Land zu beſtellen und abzuernten.

Volksbeauftragter Scheidemann: Zweifellos haben die
A. und S.-Räte viel Gutes geſchaffen. Sie waren eine Nor
wendigkeit, aber eine vorübergehende. Blieben ſiedauernd, ſo kommen wir zum Bolſchewismus. Mit der Minder
heit haben wir als Streitpunkt nur den Texrmin. Jm Prinzip
ſtimmen wir überein.

finden.
Die Unabhängigen betreten wieder den Saal.)
Wir brauchen Frieden und Brot.

lution nicht.
Eingelaufen ſind Telegramme von der Ukraine- und

MackenſenArmee, in denen für ſchleunigſte Einberufung der
Nationalverſammlung eingetreten wird. Sodann wird ein
Schlußantrag angenommen. Cohen- Reuß hat das Schluß-

Däumig als Gegenreferent.wort als Referent, darauf
Letzterer ſtößt bei ſeinen Ausführungen über den Bolſchewismus
auf lärmende Widerſprüche in der Verſammlung.

Damit ſchließt die Ausſprache. Das ganze Feldeiſenbahn
perſonal erklärt ſich in einer Erklärung für ſchnellſte Einbe
rufung der Nationalverſammlung.

Es folgt die Abſtimmung.
mit der Entente ſofort zu verhandeln wegen Frei-abe des beſetz
ten Gebietes zur Vorbereitung und Vornahme der Wahlen.
Als Termin für die Wahlen wird der 19. Januar 1919
mit großer Mehrheit beſchloſſen.

HOeutſchnationale Volkspartei
Jena, 19. Dezember.

Unter dem Vorſitz des früheren Staatsſekretärs und Chefs
des Zivilkabinetts des Kaiſers Dr. Delbrück wurde geſtern
abend hier eine Ortsgruppe
nalen Volkspartei gegründet. Am Sonntag nachmittag
wird dieſe Ortsgruppe eine öffentliche Verſammlung veran
ſtalten, in welcher Exzellenz Dr. Delbrück über „Entſtehung und
Ziele der Deutſchnationalen Volkspartei ſprechen wird. Danach
wird der frühere Sozialdemokrat Dr. Max Maurenbrecher
über das Thema „Frauen und Jünglinge bei den Wahlen“ einen
Vortrag halten.

Ein Proteſt gegen Hoffmann
München, 19. Dezember.

Der Erzbiſchof von r Dr. von Faulhaberhat eine Erklärung erlaſſen, wonach die in Jrriſing verſammelten
Biſchöfe gegen die Aufhebung der ge iſt

n. artige überſtürzte Gewaltm
die Zukunft erfüllen.

Streik im Ruhrgebiet beigelegt
Eſſen, 19. Dezember.

A. und S.Räte beigelegt.
Ueber die Streikbewegung im R wird uns vonr Stelle mitgeteilt: i ich immer mehr, daß Je
usſtandsbewegung nur das erk einzelner radikaler

Elemente iſt, die vor keiner Gewaltmaßregel zurückſchrecken
wollen. Trupps gekg von einer Schachtanlage zur andern und
fuchen die Belegſchaften von der Anfahrt abzuhalken. So wurde
geſtern die Belegſchaft auf den Zechen in
an der Anfahrt verhindert, daß eine Anzahl Bergleute von derZeche Deutſcher Kaiſer mit der Jerſtörung der Förder-
maſchine drohte. Die große Mehrzahl der iſt mit
der Streikbewegung und den maßloſen Lohnforderungen
keineswegs einverſtanden. Obwohl die Zechenverwaltungen
bereits großes Entgegenkommen zeigen und beiſpielsweiſe den
Häuern Schichtlöhne von 17 Mark zubilligten, werden Schicht

von 20 Mark und Weihnachtsgratifikationen bis
1000 Mark gefordert, außerdem Herabſetzung der Schichten
auf ſechs Stunden. Eine ſolche Lohnerhöhung iſt für die Zechen
verwaltungen nicht durchführbar. So betrug beiſpielsweiſe im

Oſtfront): Der Kam mu hierMehrheit, hier Unabhängige, n s i

i e Für Heeresangehörige, die amWahltag nicht hier ſein können, ſollen Nachwahlen ſtatt

Mit Svpazierfahrten mit
Maſchinengewehren ſichert man die Errungenſchaften der Revo

Angenommen wird ein Antrag,

der Deutſchnatio-

ichen Schulehe im Volksſtaate Bayern feierlichſt Verwahrung ein
lege rt regeln der vorläufigenRegierung müßten das bayeriſche Volk mit großer Beſorgnis für

Sämtliche
Beroarbeiterausſtände im Ruhrgebiet ſind
durch Verhandlungen unter Mitwirkung der

eumühl dadurch

letzten Geſchäftsjahre bei der BergbauAktien Geſell
ſchaft der Reingewinn 18,8 il lionen Mark, dagegen
würden die jetzt geforderten Lohnerhöhungen 48 Millionen
Mark betragen

Der Buchdruckerſtreik in Berlin
Die r Berliner Buchdruckgewerbe hat, ob

wohl die Lohnverhandlungen zwiſchen der re und Ge
hilfenorganiſation ſchweben, in der Dienstag-Nacht erneut zu
einer plötzlichen Arbeitseinſtellung einer Arbeiter-
n geführt, und zwar in den Bekrieben der Verlage

Ulſtein, Scherl and Moſſe, ſo daß die dort heraus
gegebenen Zeitungen, wie „Lokalanzeiger“, „Voſſiſche Zeitung“,
Berliner Tageblatt“, nicht erſcheinen konnten. Jm Laufe des

Tages gelang es, eine Verſtändigung zu erzielen und wurde die
Arbeit wieder aufgenommen.

„Jm Ausſtande waren die NMaſchinenſetzer. Es iſt charakte
riſtiſch für das um ſich greifende Streikfieber, daß auch die ge
werkſchaftlich ſo gut diſziplinierten Schriftſetzer davon ergriffen
wurden. Begzeichnend iſt auch, daß die Setzer in ihrer Orga
niſation ein unerhörter Fall! iin den Streik getreten ſind,
ohne ihre Ongamiſation zu benachrichtigen. Der „Vorwärts“
weiß über die Forderungen zu berichten, daß die Streikenden
eine Erhöhung des Wochenlohnes von 79 M. auf 120 M. ver-

langten. e x

Keine Verkehrsſtörungdurchsg.- und S.-Räte
Berlin, 19. Dezember.

Die Fälle ſind immer noch häufig, in denen A. und S.Räte
den Mannſchaften des Feldheeres Fahrtausweiſe in die Heimat
ausſtellen. Eigenmächtiges Entfernen der Mannſchaften er
Truppe wird hierdurch in einer Weiſe begünſtigt, d
Drang der Heeresangehörigen in die Heimat gerat
Weihnachten von ſchwerſten Folgen für die Den a
ſind. Die Reichsregierung bittet daher die lokalen A.- und
S.Räte dringend, ſich jedes Eingreifens dieſer Art
in die Angelegenheit des Feldheeres zu enthalten

Konflikt zwiſchen Amerika und England?

Um die Freiheit der Meere
Waſhington, 18. Dezember. Reuter.

Der republikaniſche Senator Knox erklärte heute im
Senat, daß über die Bildung des Völkerbundes und die
Feſtlegung des Angriffes Freiheit der Meere große
Meinungsverſchiedenheiten beſtehen. Er erneuerte
daher ſeinen ſchon am 3. Dezember gemachten Antrag auf
Aufſchiebung dieſer Frage bis nach der Friedens
konferenz. Knox ſchlug anſtelle des Völkerbundes
ein auf natürlicher Grundlage beruhender Bund der
Entente vor mit feſt umgrenzten Verpflichtungen. Die Ver-
einigten Staaten könnten für die Aufrechterhaltung des
Friedens der Welt durch Aufſtellung einer Art Monroe-
doktrin wirken, wonach eine Bedrohung der Freiheit Europas
auch eine Bedrohung Amerikas darſtellt. Sollte von neuem eine
ſolche Gefahr entſtehen, ſo würden die Vereinigten Staaten mit
ihren Freunden beraten und ſich zum Eingreifen bereithalten.

u u à—Q.

Italien gegen franzöſiſche Raubabſichten
(Von unſerem Sonderberichterſtatter.)

Genf, 18. Dezember.
„Corriere d'Jtalia“ veröffentlicht einen aufſehenerregenden

Artikel, der in der Entente Beſtürzung und Unwillen hervor
rufen müßte, wenn, wie die franzöſiſche Preſſe bemerkt, man
nicht wüßte, daß das Blatt keine Beziehungen zur italieniſchen
Regierung hat. Der Rhein, ſo ſchreibt das Blatt, ſei die Quelle
des franzöſiſchen und deutſchen Jmperialismus. Jtalien hätte
alles Jntereſſe, das Schickſal des großen Stromes außerhalb
imperialiſtiſcher Tendenzen geregelt zu ſehen. Frankreich am
Rhein ſei dasſelbe, als wenn Jtalien die Donau beſetzt hätte.
Es bedeutet die Knechtſchaft Jtaliens. England habe
auch alles Jntereſſe daran, daß Frankreich nicht am Rhein
bleibe. England und Jtalien waren ſich ſtets darin
einig, Frankreich vom Rhein fernzuhalten.

Urkunden zum Kriegsausbruch
Berlin, 19. Dezember.

Unter der Ueberſchrift des
amerikaniſchen Abkommens 13914 beginnt die
„Dentſche Allgemeine Zeitung“ mit der Veröffentlichung
ruſſiſcher Urkunden.

Am 20. 3. (12. 4. 1915)
Jswolski. Jhm erſchien eine weitere Feſtisung und Ausge
ſtaltung der Triple- Entente und ihre Umwandlug,
in einen neuen Dreibund für eine Aufgabe der Gegenwart
teilte die Anſicht Jswolskis, daß es nicht unzweckmäßig ſein
würde, wenn die Herren Poincarés und Mogue mit dem König
von England und ſeinem Miniſter vertraulich darauf hinweiſen
würden, daß ſie für alle drei Teilhaber an der gegenwärtigen
Triple- Entente gleichermaßen erwünſcht ſei.

J8swolski erwiderte aus Paris am 27. 3. (9. 4) 1915.
Amerika habe ihm verſichert, er werde bei der bevorſtehenden Zn,
ſamwenkunft mit Grey ſich dahin ausſprechen, daß eine e
engliſch-ruſſiſche Verſtändigung erwünſcht ſei. Amerika glaub
daß die engliſchruſſiſche Vereinbarung die Form eines Marine
Abkommens annehmen müßte.

Die „Deutſche Allgemeine Zeitung“ bemerkt zr
dieſem Depeſchenwechſel u. a. Der Jnhalt der ruſſiſchen
Verfügung vom 20. März (2. April) wurde anſcheinend
von Paris aus nach London mitgeteilt. Er fand hier eine
günſtige Aufnahme. Arthur Nicolſon ſprach ſich dahin aus
daß die Entente nach wie vor mit Frankreich und Rußland
die Grundlage der engliſchen Politik bilde und daß
Londoner Kabinett ſelbſt im Falle eines Regierungswechſelz
auch in Zukunft im engſten Einvernehmen mit dieſen beiden
Mächten handeln werde. Der Pariſer Beſuch des Königs
ſei aber nicht der richtige Zeitpunkt, um die Frage anzu

zZerzogin Adolf Friedrich
Roſtock, 19. Dezember.

Die Herzogin Adolf Friedrich wurde am 17. Dezember
nachmittags von einer et Tochter entbunden. Zu
der großen Schwäche der Herzogin trat Lungenentzündung und
Rippenfellentzündung hinzu, ſo daß ſie geſtern abend 3413 ühr
in Roſtock geſtorben iſt.
muß der frühere deutſche Kaiſer

ausge iefert werden?
Von

Staatsanwalt Dr. Carl Falck, Berlin.
Die Entente beſchuldigt den früheren deutſchen Kaiſer de

Entfeſfelung des Weltkrieges, insbeſondere einer durch die Not,
wendigkeiten des Krieges nicht bedingten, demgemäß völkerrechts.
widrigen Anordnung der Verwüſtung Belgiens und Nordfrank,
veichs ſowie des Befehls zum uneingeſchränkten Unterſeeboot,
kriege und verlangt daraufhin ſeine Auslieferung an eine der
alliierten Mächte zur Beſtrafung. Dieſes Verlangen iſ
nach geltendem Recht unzuläſſig und uvnbe,
gründet.

Die nmiederländiſche Regierung würde einem an ſie gerich
teten Auslieferungserſuchen nicht entſprechen dürfen, da einem
ſolchen Erſuchen der völkerrechtlich allgemein anerkannte Grund
ſatz entgegenſteht, daß wegen politiſcher Handlungen Aus
lieferungen unzuläſſig ſind. Zu den politiſchen Vergehen gehören
aber nach internationaler Rechtſprechung nicht nur vie ſogenann
ten abſoluten politiſchen Delikte, ſondern auch die relativ politz
ſchen Vergehen, welche (um einen Ausdruck der franzöſiſchen unt

belgiſchen Rechtſprechung zu brauchen) auch die falts connexet
à un delict politique. mitumfaſſen, alſo diejenigen Handlungen
welche mit einem politiſchen Verbrechen auch nur im Zuſammen

hange ſtehen. Die Anerkennung dieſes Grundſatzes iſt in faſt
allen Auslieferungsverträgen, insbeſondere in dem engliſch
niederländiſchen Auslieferungsvertrage vom 19. Juni 1874 noch
ausdrücklich ausgeſprochen.

Wohl aber könnten die Niederlande den früheren Kaiſer
durch die Polizeibehörde ausweiſen laſſen.
Dieſes jedem Staat ſelbſtverſtändlich zuſtehende Recht iſt in dem
niederländiſchen Geſetz vom 13. Auguſt 1842 zur Regelung de
Niederlaſſung und Ausweiſung von Ausländern ausdrücklich vor
geſehen. Eine derartige Abſchiebung könnte nun ſowohl über die
deutſche Grenze wie auch über die nach Belgien erfolgen.

Daß Deutſchland den früheren Kaiſer nicht an die Gnkemnh
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Das Licht im Sumpf
15) Roman von Luiſe Weſtkirch

Da rang der Vorſteher ſich einen ſchweren Entſchluß ab.
Er habe nun einmal die Sorge für die Dirne übernommen,
erklärte er. So wolle er ſie aus Chriſtenpflicht durchführen
bis zur Großjährigkeit der Waiſe. Und da er Malle durch-
aus nicht in ſeinem Haus behalten könne, verpſlichte er ſich,
eine Jahresſumme für ihren Unterhalt zu bezahlen, und
wer ſie auf ſeinen Hof nehme, dürfe ſie zur Arbeit an
balten obenein, ſo viel er nur wolle. Ja, je mehr ſie
arbeiten müſſe und je ſtrenger ſie gehalten werde, um ſo
lieber ſei es ihm, denn um ſo heilſamer würde die Wirkung
auf die unregierliche Dirne ausfallen.

Dies Angebot klang ſchon beſſer. Bar Geld lacht.
Und irgendwelche Arbeitsleiſtung würde mit der nötigen
Strenge immerhin aus einer geſunden, wenn auch wider-
ſpenſtigen Magd herauszuzwingen ſein. Der eine und der
andere verſprachen, ſich den Vorſchlag zu überlegen.

Als Nedderbrink von einem dieſer Gänge zurückkehrte,
leiſe gehend und wachſam um ſich horchend nach der Ge-
wohnheit, die er im Leben als nützlich erfunden hatte, ver-
nahm er hinter dem dichten Tannenbuſch am Backofen ein
leiſes Wiſpern. Er erkannte ſeines Aelteſten Stimme.

„Dern, ich ſwör' dich das zu, es ſteht ſo feſt wie der
Erdboden unter dein Füßens du wirſt mein Bäuerin!
Vor nix auf der Welt bin ich bang, wenn du man gut zu
mir ſein willſt. Ein Smuck will ich dir kaufen in Scharm-
beck! Die Erſte ſollſt werden in der ganſen Kolonie, Malle!“

Das Wiſpern brach ab. Die Tannenzweige knackten.
Hinter dem Buſch hervor lief Malle eilig dem Haus zu, wo
eben Gretſchen aus der Tür getreten war. Malles Antwort
hörte Nedderbrink nicht. Er wußte auch ſo genug.

Eine unbändige Wut ſchoß in ihm auf. Wagte dieſe
ſtachlichte Zaunlatte, dieſes freche Etwas von einer Dirne,
das zu keiner Arbeitskraft heranwachſen wollte, und doch

auch ihm nicht den Gefallen tat, ſich aus der Welt zu
trollen, ſich aufzulehnen gegen ihn! Wagte ſein Fleiſch und

Blut aufzureizen zur Empörung gegen ihn! Er wollte dies
Nichts lehren, ſeinen Willen zu meſſen mit dem von Kort
Nedderbrink! Zeigen würde er ihr, wohin ſie gehörte, ſie
demütigen, tiefer als die ſchlechteſte Magd, und ſeinem
Sohn die Braut für allezeit verleiden. Er reckte ſich auf,
und aus den ſinſteren Augen brach ein Strahl unverſöhn-
lichen Haſſes. Er hatte ſeinen Plan gefaßt. Zugrunde
gehen ſollte fie!

Er kehrte um und ging zum Haus des Schulmeiſters.
„VPiefkel Auf Sonnabendnachmittag wirſt mit der

Klingel durch die Kolonie gehen un ausläuten. Jch laſſ
alle Fünfhauſener Koloniſten mit ihren ganſen Hausſtand
auf Sonntagnachmittag um fünf Uhr unter die große Linde
auf mein Hof laden. Da wird Malle Henderſen ausgeboten.
7 das niedrigſte Angebot für ihren Unterhalt macht,
riegt ſie.“
Am Sonnabendnachmittag humpelte der Schullehrer

Piefke mit der großen Klingel, die auch bei Feuers- und
Waſſersnot anſtatt der fehlenden Glocke geläutet wurde, von
Hof zu Hof und lud alle Anbauern der Kolonie Fünf-
hauſen, jung und alt, auf Sonntagnachmittag fünf Uhr
unter die große Linde auf dem Janſenhof.

Malle, die auf dem Rand des Ziehbrunnens hockte und
mit den Holzſchuhen gegen die Umfaſſung trommelte, ver

das Gebimmel, das ſtundenweit durch das Moor

„Was hat denn der Schulmeiſter vandage ſo n gräſigen
Speoktakel zu vollſühren?“ fragte ſie Klaß, der auf der Bank
vor der Flettür an einem Pferdezaum baſtelte. „Er macht
jan Snut ſo ernſthaftig wie'n Bulle.“

Klaß ſchielte ſchadenfroh unter ſeinem brandroten
Haardach hervor auf Malle. Da er die Gewohnheit hatte,
an Türen und Zäunen zu horchen, ſo wußte er Beſcheid um
eine Unterredung, die Nedderbrink mit ſeiner Stieftochter
Eva gepflogen hatte. Bis zur Stunde hatte die Furcht vor
dem Vater ihm den Mund geſchloſſen. Aber nun war der
Reiz zu groß, der Ahnunasloſen als erſter zu verkünden,
was ſie raſend machen mußte.

„Den Schulmeiſter ſein Spektakel geht dich zumeiſt
l an,“ ſagte er.

X

„Mich? Ach neel“
„Ja woll, dich. Vadder will dich auf unſern Hof nich

mehr behalten.“
„Soll ich nach Bremen?“ Malle klatſchte vor Freude

in die Hände. „Och, das is feinl“
„Nee, nach Bremen ſollſt nich. Vadder will dich austun

in der Kolonie. Wekkeen das mindeſte Geld für deinen
Unterhalt verlangt, der kriegt dich. Zu dieſen Ende ruff
Piefke die Fünſhauſener zuſammen.“

a einem Satze flog Malle vom Brunnenrand. „Das
ügſt!“

Klaß lachte. „Das ſoll dr akkurat ſo hergehn wie auf
den Auktſchonen in Scharmbeck. Vadder ſteht dr mitn
Hammer am Tiſche. Die Koloniſtens machen hr Angebot.
Malle Henderſen! Zum erſten, zweiten dritten!“

Jeder Blutstropfen war aus Malles Geſicht gewichen
Sogar die Lippen ſchimmerten weiß. Jhre Glieder flogen
vor Empörung. Meiſtbietend verkauft werden wie ein Stüd
Vieh oder eine Elle Leinwend auf dem Scharmbecker Markt
ſie! Malle Henderſen, die in ihrem unbändigen Gemüt ein
ſtolzes Selbſtgefühl trugl Aber das konnte nicht wahr
ſein!

Sie tat dem boshaften Bengel nicht die Ehre eines
weiteren Wortes an. Stumm wandte ſie dem Erſchrockenen
den Nücken und flog ins Haus über Diele und Flet. Rück
ſichtslos riß ſie die Tür zur kleinen Stube ouf, wo der Vor
ſteher zum zwanzigſtenmal ſeine Berechnung über die

a Hinterlaſſenſchaft zurechtſtutzte für alle
älle.Malle legte herriſch die Hand auf das Blatt Papier, auf

dem er ſchrieb.
„Js das wahr, Vorſteher? Ich ſoll aus dein Haus
Nedderbrink ſchob raſch ſeine Berechnung unter a

Blätter. a„Ja, mein Dern“, ſagte er mit väterlicher Würde, „da
muß ſein. Dr is kein Bäuerin mehr auf mein Hof, un be
dein Alter un bei dein Anlagens acht ich das hoch nötig
daß du unter die Aufſicht un Zucht von ein erfahrene

Frauensverſon kommſt.“
Fortſetzung folgt.

engliſch-ruſſiſch.
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ausſtefern dürfte, ergibt ſich ohne weiteres aus der klaren Be
ſtimmung des S 9 des Allgemeinen Strafgeſetzbuches,ſh. wonach ein Deutſcher einer ausländiſchen Re

die gierung zur Verfolgung oder Beſtrafung nicht
chung äberliefert werden darf, ein Grundſatz, der geltendem

Völkerrecnt entſpricht. Jn Deutſchlchand ſelbſt aber würde eine
v an Strafverfolgung des früheren Kaiſers auf Grund der Beſtim
z e. mungen des allgemeinen und militäriſchen Strafgeſetzbuches jetzt
t e nach ſeiner Abdankung und nach der Abſchaffung der Monarchie

ſein an ſich ohne weiteres zuläſſig ſein. Einem Strafverfahren würde
önig insbeſondere der Umſtand nicht im Wege ſtehen, daß der frühere

en Kaiſer nach bisher geltendem Recht „unverletzlich“ war; denn
en dieſes im Artikel 43 der preußiſchen Verfaſſung ausdrücklich aus

19tz. geſprochene, bei Evlaß der Reichsverfaſſung als ſelbſtverſtändlich
n Zu engeſehene Vorrecht des Trägers der Krone war im Weſen des
r monarchiſchen Staates verankert, der über ſein Staatsoberhaupt
a dein Gericht anerkennen konnte. Durch die Vorgänge vom No

vember 1918 iſt aber das Weſen des deutſchen Staates grund-
t zr ſätzlich derart verändert, daß die Vorausſetzungen der in dieſem
ſiſchen Rechtsſatze enthaltenen „prozeßhindernden Einrede“ in Wegfall
inend gekommen ſind. Wenn auch die Revolution nicht die Vernichtung
r eine der geſamten beſtehenden Geſetzgebung zur Folge hat, ſo beſeitigt
aus, ſie doch für die Zukunft durch die Tatſache ihres Erfolges grund
vland ſätzlich alle lediglich auf der bisherigen politiſchen Cewalt als
99 ſolcher beruhenden Rechte.

beiden Es iſt daher zu prüfen, ob das geltende deutſche
önigs Str a fr echt Beſtimmungen enthält, nach denen die Entfeſſe-
anzu ung eines Krieges und die Vornahme der von der Entente be

haupteten völkerrechtswidrigen Handlungen ſtrafbar ſino. Dies
iſt zu verneinen. Jm Gegenſatz zu anderen Ländern, ins
beſondere Oeſterreich-Ungarn, iſt die Herbeiführung einer Frie

er. densgefährdung in dem deutſchen Strafgeſetzbuch nicht allgemein
w unter Strafe geſtellt. Der Tatbeſtand einer der in den e 80 ff.
ig und des bürgerlichen Strafgeſetzbuches genau umriſſenen hoch und
12 Uhr landesverräteriſchen Handlungen iſt aber in den von der Entente

vorgebrochten Veſchuldigungen nicht enthalten. Gemeine Ver
brechen, insbeſondere die Aurſtiftung zu einem ſolchen, wie z. B.iſer Nord, Sachbeſchädigung uſw., liegen nicht vor, weil alle dieſe

Strafbeſtimmungen nach deutſchem Recht ein vechtswidriges
handeln zur Vorausſetzung haben. Der Kaiſer hat ſich aber bei
ſeinen Anordnungen im Rahmen der ihm verfaſſungsgemäß zu
ſtehenden Rechte befunden. Gab die Reichsverfaſſung

a ihm das Necht, ven Krieg zu erklären, ſo ſind
ren di e von ihm als oberſten Kriegsherrn getroffe-
dftam, nen kriegeriſchen Anordnungen keine rechts
ſeeboot widrigen.
ine der Uebrigens ift jede Unterſachung eines ſtrafrechtlichen Ver
en iſt ſchuldens des früheren Kaiſers unzuläſſig, weil alle die hier in
a nbe, Frage kommenden Maßnahmen rein politiſcher Art waren.

Für politiſche Handlungen iſt aber durch die Bekanntmachung
gerich des Rates der Volksbeauftragten vorm 12. November 1918 Reichs

einem Geſetzblatt S. 1303) Amneſtie gewährt. Dieſe nach Revolu
Grund tionsrecht mit den Rechtswirkungen eines Reichsgeſetzes aus
n Aus geſtattete Bekanntmachung findet nach dem Willen ver Reichs
gehören regierung auf alle vor ihrem Erlaß begangenen politiſchen
genann Straftaten jeder Art Anwendung, gleichgültig, vor welche gericht-
politi liche Zuſtändigkeit ſie auch gehören mögen.

en un Dieſe Erwägungen ſchließen eine ſtrafrechtliche Unker-
nnexet ſuchung aus, hindern aber nicht an der Errichtung einer
lungen Sonderbehörde, wie z. B eines Staatsgerichtshofes,
tmmen ſchränken aber deſſen Aufgaben ähnlich denen einer parlamen-
in faſt tariſchen Unterſuchungskommiſſion auf eine, lediglich die Auf
gliſch klärung des Volkes bezweckende Feſtſtellung der den
4 noch Krieg entſfeſſelnden Vorgänge und ſeiner Entwickelung.

Sollte der frühere Kaiſer von der miederländiſchen Regie
Kaiſer rung über die belgiſche Grenze ausgeliefert werden, ſo haben
ſſen. auch die Gerichte der Entente nach dem international allgemein
den anerkannten Grundſatze des Territorialprinzips deutſches Recht

s de engzuwenden. Nach dieſem aber iſt eine ſtrafbare Handlung nicht
h vor vorhanden und wenn ſie vorhanden geweſen ſein ſollte, ihre Ver
er de ſolgung unzuläſſig; iſt doch insbeſondere eine im Staate der Tat
un erlaſſene Amneſtie auch in anderen Staaten zu berückſichtigen

Sollte ſich die Entente kraft der Gewalt in den Beſitz des
früheren Kaiſers ſetzen und Strafmaßnahmen gegen ihn ver
anlaſſen, ſo würde dies nicht Recht, ſondern lediglich
WVillkür ſein.
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Videant consules!
Anzeſichts der völligen inneren Zerſetzung und der Hungers

not, die dem deutſchen Volke nach dem ebenſo elenden wie
demütigenden Zuſammenbruch unſerer Außenpolitik drohen, iſt
es von Wert, die Stellung der Landwirtſchaft kennen
zu lernen. Von hervorragender Stelle wird uns dazu geſchrieben:

Im Vertrauen auf die Vorſchläge vom Rechtsfrieden und der
Verbrüderung der Völker hat die deutſche Regierung die Waffen
geſtreckkt und das Geſchick unſeres Volkes in die Hände der Geg-
ner gelegt, die, wie wir jetzt alle zu unſerer bitteren Enttäuſchung
und unſerm tiefen Schmerz erfahren müſſen, von dieſer unſerer
ſelbſtgeſchaffenen Wehr und Machtloſigkeit den vollſten Ge
brauch machen und als Ziel allein unſere wirtſchaftliche und
politiſche Vernichtung im Auge haben. Jetzt helfen uns keine
geharniſchten Proteſte mehr. Wir haben unſer Geſchick aus der
Hand unſerer unverſöhnlichen Feinde enigegenzunehmen.

Trotzdem ſcheinen wir aus dem Zuſammenbruch unſerer
äußeren Politik noch nichts für die innere gelernt zu haben
Unerſchwingliche Laſten wird man uns aufbürden, die uns zur
Lerarmung und Verelendung führen müſſen. Wir aber
wirtſchaften inzwiſchen mit Staats- und
Reichsgeldern, als ob unſere Mittel uner-
ſchöpflich ſeien. Millionen an Mehrkoſten verſchlingt jeder
Tag, während Vorräte und Material im Werte von Milliarden
derſchleudert und veruntreut werden.

Die örtlichen A.- und S.-Räte beſchlagnahmen und ver
teilen die land wirtſchaftlichen Erzeugniſſe auf eigene Fauſt, die
Polen unterbinden unſere Zufuhr aus den wichtigen Agrar
brobinzen des Oſtens, während die Androhung der Enteignung
der Vodenprodukte, der Vergeſellſchaftung der Guts-
betrieb ſowie anderer überſtürzter und willkürlicher Neue-
rungen den Landwirten die jetzt gerade ſo notwendige Freudig-
leit zur höchſten Anſpannung ihrer Kräfte raubt.

Es iſt höchſte Zeit. daß das deutſche Volk ſich die Mißerfolge

auf dem Gebiet der äußeren Politik als Warnung dienen läßt,
ſich auf ſich ſelbſt beſinnt und vor allem auch der deutſchen Land
wirtſchaft ihre wichtige Aufgabe bei der Lebensmittelerzeugung
nicht unnütz erſchwert. Nur ſo kann man vielleicht noch hoffen,
das Land vor der Hungersnot mit allen ihren furchtbaren
Folgen zu bewahren.

Helfen kann uns jetzt nur folgendes:
1. Sofortige Beſertigung aller neugebildeten Stellen, welche

die Verwaltung verteuern und durch ihre Vielgeſtaltigkeit er

Das Gebot der Stunde
iſt der enge Zuſammenſchluß aller Männer und Frauen,
die auf deutſchnationalem Boden ſtehen und
deren Weltanſchauung auf chriſtlichereligiöſem Grunde
ruht; die für eine Staatsleſtung eintreten, welche von
der Geſamtheit der Bepölkerung, nicht aber von
einer gewalttätigen Klaſſe, beſtimmt wird die ein
diſzipliniertes Heer fordern, das die äuzere
Unabhängigkeit Deutſchlands ſichert und im )nnern die
Freiheit der Perſon und des eigentums gewährleiſtet;
die für einen ſolchen Wiederaufbau unſerer Polks-
wirtſchaft und Geſeliſchaftsordnung eintreten, daß darin
jedem Berufsſtande die zu ſeinem leben und Gedeihen
erforderlichen Bedingungen geſchaffen werden und der
ſoziale FRufſtſeg gelichert iſt. Wer alles dies erſtrebt,
der trete der Deutſchnationalen Polks-
partei“ bei, die dieſe Forderungen auf ihre Fahne
geſchrieben hat. )hre möglichſt

große Nusbreitung

muß ſedem Mitglied eine ernſte Fingelegenheſt ſein.
je ſtärker dieſe Partei wird, deſto größer wird die Zahl
der Rbgeordneten ſfein, welche in der Hationalverſamm-
lung deutſches Welen, deutſche Frt und nationale
Kultur als Gegengewicht gegen )nternatſonalismus
und Kommunismus verkörpern werden; deſto mehr
iſt die Gewähr gegeben, daß das aus tauſend Wunden
blutende Deutſchland bald geſunden und aus Nacht
und Slend zu neuem Cicht aufſteigen werde. So
wichtig die müncliche Werbung von Perkon zu Perſon
für dieſe Partei auch ſſt, wir brauchen innerhalb unſerer
deutſchnationalen Gemeinde doch ein gemein-
ſames Sprachrohr, durch welches ausgeſprochen
wird, was wir erhoffen und erſtieben, was wir be
fürchten und abwehren müſſen. Dies Sprachrohr der
Deutſchnationalen Polkspartei“ iſt die

Halleſche Feitung

Sie iſt auch das geiſtige Band zwiſchen allen bewußt
deutſchnationalen Frauen und Männern und der
Mittelpunkt, um den ſie ſich zum Kampfe gegen )nter-
nationalismus und Bolſchewismus ſcharen. Was
keine perſönliche Werbung für ein Parteiprogramm
vermag, das vermag eine Zeitung, die in täglicher
Wiederkehr aufklärend und mahnend wirkt, die
den Rämpfenden Mut und Gewiſſen ſchärft und den
Derzagenden und Müden Hoffnung und Zuperſicht
gibt. Je weiter deshalb die Stimme der „Halleſchen
Zeitung reſcht, deſto mehr wird der KRusbreitung
der Deutſchnationalen Polkspartei“vorgearbeitet, deſto ſtärker wird der Rückhalt für die-
ſenigen, die für hege en aller Berufs-
ſtäncle unck gegen einſeſtige Klafſenherrſchaft kämpfen.
Furchtlos und beharrlich, unerſchrocken und treu wird
die Halleſche Zeitung für alle diejenigen ein
Schirm und Schild ſein, die zu ſhr kommen. Suum
euique Und Treue um Treue ſteht auf ihrer Fahne ge-
ſchrieben, die nun ſchon 211 )ahre hindurch weht, die
Preußen Deutſchland im Wandel der Zeiten begleitete,
die es oftmais aufſteigen und abſteigen ſah und auch
ſetzt wieder zu ſeiner erhebung beitragen wird. Wer
hierzu mitarbeſten will, der fördere ſhre Verbreftung,
er dient dabei in erſter Cinie unſerm ſchwergeprüften
Paterlande.

Die „Halleſche Zeitung“ koſtet in Ha'le und
Vororten frei Haus monatlich Mk. 1.25, für das
Vierteljahr Mk. 3 75. Durch die Poſt bezogen
ab Januar 19,9 für das Vierteljahr Mk. 50.
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ſchweren. Verhinderung aller willkürlichen Eingriffe in die Ver
waltung der Wirtſchaftsbetriebe.

2. Sicherung der Ernährungswirtſchaft durch ſtrenge Be
hinderung unberechtigter Eingriffe in die geordnete Verwa'tung,
gegen jede willkürliche Entnahme von Staatseigentum und Vor-
räten der Kriegsgeſellſchaften.

3. Schleunige Unterdrückung
Oſten durch Waffengewalt.

4. Weitgehende Förderung und Unterſtützung der eigenen
Landwirtſchaft, unbedingtes Vermeiden aller Eingriffe in die
Beſitz- und Wirtſchaftsverhältniſſe.

5. Regelung der Lohnfrage in Jnduſtrie, Handel und Land
wirtſchatt.

der polniſchen Uebergriffe im

Halle und Umgebung
Halle, 20 Dezember

Einzug der 75 er
Geſtern nachmittag in der vierten Stunde ſind endlich Teile

des Mansfelder Feldartillerie- Regiments Nr. 75 eingerückt.
Kurz nach 4 Uhr lief der Zug mit dem Regimentsſtabe
und der 1. und 2. Batterie unter den Klängen der
Artillerie Kapelle auf dem hieſigen Bahnhof ein, herzlich begrüßt
vom Offizierkorps, von Mannſchaften des Regiments und den
Angehörigen der Heimkehrenden. Szenen freudigen und herz-
lichen Wiederſehens ſpielten ſich ab. Inzwiſchen ſammelten ſich
Hunderte von Menſchen in der Delitzſcherſtraße und auf dem
Riebeckplatz, um den Einziehenden einen Willkommengruß zu
bieten. Bald nach 5 Uhr verkündeten alte bekannte Marſch-
klänge des Trompeterkorps den Anmarſch der Batterien. Mit
Tannengrün, Sträußchen und ſchwarzweiß-roten Fähnchen ge-
ſchmückt, zogen die alten und jungen Krieger in vollſtändiger
Bewaffnung durch die ſpalierbildende Menge. Von den Ge-
ſichtern leuchtete die Freude über das Soldatenglück, nach
harten, ſchweren Kriegsjahren unverſehrt wieder in die Heimat-
garniſon einziehen zu dürfen. Am Riebeckplatz wurden Kano-
nieren und Fahrern von verſchiedenen Seiten Blumen zuge-
worfen. Der Zug bewegte ſich durch die feſtlich geſchmückte
Delitzſcherſtraße, die Leipzigerſtraße hinab nach dem Marktplatz,
wo je ein Mitglied des Soldaten und Arbeiterrates den
Truppen ein herzliches Willkommen in der Heimat zurief und
ſie bat, den veränderten Verhältniſſen Rechnung zu tragen; ein
jeder möge an ſeinem Teile dazu beiſteuern, ein neues Deutſch
land aufzubauen. Hauptmann Baumüller dankte im
Namen des Regiments für die Bewillkommnung und gedachte
der vielen tapferen Kameraden, die in treuer Pflichterfüllung
den Heldentod gefunden haben, und denen es nicht vergönnt
ſei, die Heimat wiederzuſehen. Die Muſik ſpielte „Jch hatt'
einen Kameraden“, urd in manchem Frauenauge ſtanden ſtill
die Tränen. Mit ſchallenden Klängen bewegte ſich dann der
Zug durch die Ulrichſtraße, wo ein lebensgefährliches Gedränge
entſtand, Alte Prom nade, Steinſtraße, Magdeburgerſtraße und
Merſeburgerſtraße nach den Ouartieren. Ueberall wo der Zug
paſſierte, winkten und riefen die Einwohner aus den Fenſtern
und riefen den tapferen Kriegern aus dankbarem Herzen ein
Willkommen in der Heimat zu, das von den Soldaten herzlich
erwidert wurde.

Die Mannſchaften, zum großen Teil aus Halle und der
Provingz Sachſen ſtammend, werden ſchon in den nächſten Tagen
ent laſſen. Der Reſt des Feldartillerie- Regiments befindet ſich
zurzeit noch in Weſtfalen und dürfte erſt in einigen Tagen hier
zu erwarten ſein.
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Mehr Haltung!
„Soldaten oder Staatsrentner?“

Was auch die Feinde dem ſogenannten deutſchen Militaris
mus nachgeſagt haben, den deutſchen Soldaten haben ſie
doch letzten Endes ſtets mit neidvollem Auge gemuſtert. Und
was all. s auch wir Deutſchen ſelbſt über Kalernenhof und
Unteroffiziere geſchimpft haben, darin ſind wir doh einig, daß
die mili äriſche Dienſtpflicht eine heilſame Schule der
Manneszucht war. Nicht allein der Disziplin vor dem
Feinde, ſondern auch der körperlichen Haltung, der ſolda-
tiſchen Strammheit und Straffheit. Der deutſche
Grenadier oder Füſilier war nicht irgendein in Uniform geklei-
deter Ziviliſt, ſondern er war eben Soldat. Wer gelegentlich
irgendwo im Oſten oder Süden oder Weſten die Reichsgrenze
überſchrit, dem wird ſich der Unterſchied zwiſchen deutſchem und
nicht deutſchem Soſdaten unvergeßlich eingeprägt haben: gähnend,
mit unwirſchen Minen, läſſig, ſchlampig räkelten ſich jenſeits der
Pfähle die Ruſſen oder Franzoſen oder leider Gottes die
Oeſterreicher; wie aus dem Ei geſchält, blitzblank, adrett bis aufs
letzte Knöpſchen, vor allem aber in ſtraffer militäriſcher Haltung
bewegten ſich dienſtlich oder nichtdienſtlich, gleichviel die
deutſchen Grengfoldaten.

Auch dieſe Herrlichkeit ſcheint verſinken zu ſollen. Wer als
gediender Soldat hier in Halle das militäriſche Treiben beobachtet,
wer etwa die Wachen aufmarſchieren ſieht oder die an ver
ſchiedenſten Punkten der Stadt wachthabenden Poſten be-
obachtet, der denkt mit peinlichen Empfindungen an die Zucht in
der Kaiſerzeit zurück. Die Poſten vauchen im Dienſt fröhlich
ihren Tabak, knüpfen mit Vorübergehenden ausgedehnte urd
lebhafte Unterhaltungen an, rufen vorbeikommenden Frauen und
Mädchen allerhand Verbindlichkeiten zu. So etwas iſt ärgerkich,
doppelt ärgerlich, als alle Augenblicke feindliche Kriegsgefangene
vorübergehen, denen alle ſolche höchſt unmilitäriſche Unarten
zweidoutige Eindrüche übermitteln müſſen. Auch die Kleidung
der dienſttuenden Leute läßt, wie ſchon in der vorletzten Sol
datenratsſitzung bemängelt wurde, ſichtlich zu wünſchen übrig
Mantel und Uniſorm. Helm und Stiefel mögen noch ſo abgenutzt
ſein, geputzt und geflickt könnten ſie doch wahrhaftig werden!
Sind die alten Reglements zum alten Eiſen geworfen Wird
überhaupt noch Dienſt getan Man kann ſich unter ſolchen Um
ſtänden über die ſchmachvollen Vorkommniſſe in Spaa nicht
n Verhältniſſe auch anderort ähnlichen Betras

die Verhältniſſe auch anderorts zu ähnliwunne Utah geben, beweiſt ein Aufſatz im „Mil Wochenblatt“,

in dem es u. a. heißt: „Die Tatſache, daß die Straßen in den
Standorten zu jeder Tageszeit von flanierenden Soldaten zahl
reich beſucht ſind, drängt jedermann die Frage auf: „Wird bei
unſeren Truppen überhaupt noch Dienſt getan?“ Wohlver-
ſtanden, unter „Dienſt tun“ verſtehen wir den ur Ausbil-
dung der einzelnen Waffengattung notwendigen Dienft, nicht
etwa Kammer und Arbeits- ſowie Wachtdienſt. Viele dieſer
Soldaten ſind ohne weiteres ihrem Aeußeren nach als ſolche zu
erkennen, die ſoeben erſt aus dem Felde zurückgekehrt ſind; die
en ſind bis zur Entlaſſung nach den großen Mühſfalen des
Krieges Erholungstage herzlich zu gönnen. Anders ſteht es
aber mit den jungen Burſchen der Jahresklaſſen 1896 bis 1899,
die meiſt mit roten Abzeichen geſchmückt in diefer ſchweren
Zeit des Vaterlandes luſtwandeln und ſich ihre reichlichen
Staatsbezüge, hobe Löhnung, freie Verpflegung und Unterkunft,
ſcheinbar recht leicht verdienen. Wir wären daher dankbar, wenn
erfahrene Fronfoffiziere uns einmal die oben geſtellte Frage be
antworten wollten, wie es bei der Trupve ftzt ausſteht: Wird
noch Ausbildungedienſt gean? Oder ſind unſere jungen Sol
daten, die noch nicht zur Entlaſſung kommen, Staatsvrentner ge
worden?“

a

Eine Leſerin unſeres Blattes ſchreibt uns: Schmach und
Schande jenen beiden deutſchen Mädchen, die am heutigen
Donnerstag gegen 12 Uhr mit zwei feindlichen Gefangenen auf
der Peißnitz ſich ergingen! Haben wir an der Verachtung unſerer
Feinde nicht genng zu tragon! Sollen wir ihnen auch noch dasRecht daau geben Eine Deutſche



Provinz Sachſen
Bau des Mittellandkanals als Notſtandsarbeit

Magdeburg, 19. Dezember.
Wie der hieſigen Handelskammer mitgeteilt wird, hat die

Regierung beſchloſſen, mit dem Bau der Strecke Hannover
Heide des Mittellandkanals als Notſtands-
arbeit ſofort zu beginnen. Der Beſchluß wurde vom Geſamt-
miniſterium gefaßt und iſt beim Fehlen einer parlamentariſchen
Vertretung als endgültig anzuſehen.

t. Merſeburg, 19. Dez. (Elektriſche Straßenbahn
Merſeburg-Dürrenberg) Am Mittwoch nachmittag
erfolgte eine Beſichtigung der Streckenführung des für die elek-
trife Straßenbahn Merſeburg- Dürrenberg in Betracht kommen-
den Geländes durch die Regierungsbaumeiſter Wenzel
Berlin, Hanſing- Gotha und Dreyzehner- Berlin ſowie
Direktor Löhr von der Fernbahn Halle Merſeburg bezw. der
Merſeburger Ueberrandbahnen- Geſellſchaft. Die Bauleitung ha
Regierungsbaumeiſter Dreyzehnen. Das Bauburcau befindet
ſich in Merſeburg.

pk. Arnſtadt, 18. Dez. (Für den Landrat.) Aufſehen
erregt die Nachricht aus Gehren, daß der Landrat des Kreiſes
der Oberherrſchaft, Geh. Regierungsrat Hell wig in Gehren,
von dem dortigen Vrbeiter- und Soldatenrat ſeines Amtes ent
hoben worden war. Dieſelbe iſt aber wieder inſofern rückgängig

macht worden, als Geh. Regierungsrat Hellwig wieder in ſein
lmt eingeſetzt werden ſoll, mit der Anheimgabe, ſofort einen

längeren Urlaub anzutreten. Seine Vertretung liegt in den

r W Beamtenſchaft unſeres Landes, die t ſt organiſiertwill geſchloſſen für den Landrat ehren be
Halberſtadt, 19. Dez. (Militäriſches) Naſor z. D.

Strehlke, zuletzt im Jnf.Regt. 27 hier, wurde zum Beziriz
offizier beim Landwehrbezirk III Berlin ernannt.

p. Jena, 19. Dez. (Prof. v. Bardeleben f.) Der
bekannte Anatom und ordentliche Honorarprofeſſor an der Uni
verſität Jena Dr. v. Bardeleben iſt heute abend im Alter
von 70 Jahren geſtorben.

p. Jena, 19. Dez. (Die Aniderſität Jena) hat das
Verbot des Farbentragens gegen die katholiſche Stubentenver-
bindung „Sugambria“ aufgehoben.

ö-- Eiſenach, 18. Dez. (Nener Theaterdirektor)
Auf die Neuausſchreibung der Direktorſtelle des Eiſenacher
Stadttheaters hatten ſich nicht weniger als 62 Bewerber
gemeldet, darunter eine große Reihe namhafter Bühnenleiter
und Schauſpieler von gutem künſtleriſchen Ruf. Der bisherige
Leiter des Stadttheaters, Richard Treu, hatte ſich nicht wieder
um die Stelle beworben. Bei der heute ſtattgefundenen Wahl
des neuen Direktors wurden aus der Zahl der Bewerber 14 zur
engeren Wahl geſtellt, aus deren Mitte Herr Hofſchau
ſpieler Ziegler aus Lübeck als Direktor des Eiſenacher
Stadttheaters gewählt wurde. Der Gewählte, dem ein vorzüg
licher künſtleriſcher Ruf vorausgeht, iſt aus der Reinhardſchule
hervorgegangen. Künſtleriſch tätig war er an namhaften
Bühnen in Dresden, Leipzig, Gießen, Bayreuth, am Deutſchen
Theater in Hannover und am Schauſpielhaus in Berlin. Wäh-
rend des Krieges betätigte er ſich als Leiter einer Schauſpiel
truppe an der Weſtfront. Der Abſchluß des Vertrages wird mit
davon abhängig gemacht, daß Herr Zicgrer auf Verlangen des
jetzigen Direktors Treu den von dieſem für 28 000 k. erworbe
nen Thenterfundus abzüglich einer noch feſtzuſetzenden Ab
nutzungsquote erwirbt.

Radewell, 18. Deg. Tödlicher Unglückefall)
Der Arbeiter Bienaſch kam während der Arbeit in der Papier
fabrik durch eigene Unvorſichtigkeit mit der Starkſtromleitung
in Berührung, die ſeinen ſofortigen Tod herbeiführte.

Amtliche Bekanntmachungen
Bekanntmachung.

Nr. F. R. 845/11. 18. K. R. A.
Jm Auftrage des Reichsamts für die wirtſchaftliche

Denwbilmachung wird folgendes angeordnet:
die Bekanntmachung Nr. V. I. 1448/11. 15. K. R. A. vom

4. Januar 1916, zweiter Nachtrag zu Nr. V. I.
663/6. 15. K. R. A. vom 25. Juli 1915, betreffend
Beſtandserhebung und Beſchlagnahme von Kaut-
ſchuk (Gummi), Guttapercha, Balata und Aſbeſt ſo
wie von Halb und Fertigfabrikaten unter Verwen-
dung dieſer Rohſtoffe;

die Bekanntmachung Nr. G. 287/5. 17. K. R. A., betreffend
Beſchlagnahme von Kautſchuk-(Gummi-)Billard-
bande, vom 25. Juni 1917;

die Bekanntmachung Nr. G. 1300/8. 18. K. R. A., betreffend
Beſtandserhebung von Kautſchuk-(Gummi-) Billard
bande, vom 20. April 1918;

die Bekanntmachung Nr. V. I. 354/6. 16. K. R. A., be
treffend Beſchlagnahme und Beſtandserhebung von
Fahrradbereifungen Einſchränkung des Fahrrad-
verkehrs), vom 12. Juli 1916 nebſt zugehörigen An
weiſungen an die Kommunalverbände; Anweiſung
an die Kommunalverbände zu der Bekanntmachung,
betreffend Beſchlagnahme und Beſtandserhebung
der Fahrradbereifungen Einſchränkung des Fahr
radverkehrs), vom 12. Juli 1916;

die Bekantmachung Nr. V. I. 1337/11. 16. K. R. A., be-
treffend Höchſtpreiſe für Fahrradbereifungen, oom
25. Jannar 1917:;

die Bekanntmachung Nr. V. I. 265/12. 16. K. R. A. be-
treffend Anweiſung für die Enteignung der Fahr-
radbereifung gemäß S 8 der Bekanntmachung, be-
treffend Beſchlagnahme und Beſtandserhebung von
Fahrradbereifungen Einſchränkung des Fahrrad-
verkehrs), vom 12. Juli 1916 Nr. V. I. 354/6. 16.
K. R. A.

werden hierdurch aufgehoben.
Berlin, den 1. Dezember 1918.

Kriegs-Rohſtoff- Abteilung.

Wolffhügel.
Von den Garniſonkommandos ſind an den Ortsein-

gängen Poſten aufzuſtellen und anzuweiſen, ſämtliche
Militär- Automobile (Laſtkraftwagen, Perſonenkraftwagen,Krankenwagen, Krafträder) anznhalten, bei Tage mit einer

roten Fahne, nachts mit einer Laterne, deren Scheiben rot
angeſtrichen ſind. Die Poſten ſtehen in der Mitte der
Straße.

Dem Poſten müſſen die Wagenführer vorzeigen:
Führerſchein, Bulaſſungsbeſcheinigung, Zuſatzansweis und

m

über die hieſige Familie Karl Olle hereingebrochen ig wurde
abermals vergröß. rt. Jetzt erlag auch der 17jährige Sohn dem
Typhus, wenige Stunden vor der Beerdigung ſeiner Schweſter.
Es vollzieht ſich hier ein Schickſal, wie es ſchwerer und ſchreck
licher wohl kaum eine Fanilie zu ertragen hatte. Vier wohl
erzogene blühende Kinder im Alter von 15--19 Jahren, der
Stolz und das Glück ach' barer Eltern, in kaum zehn Tagen zu
verlieven, iſt der Prüfung zu viel.

pk. Kranichfeld, 18. Dez. (Ein Brandunglüch) ereig-
nete ſich im benachbarten Barchſeld. Dort brannte das Anweſen
des Arbeiters Emil Möller vollſtändig nieder. Dabei kam das
ſechsjährige Söhnchen des Genannten in den Flammen um. Das
Kind befand ſich zur Zeit des Unglücks auf dem Dachboden,
wohin es Holz Aen hatte und konnte wahrſcheinlich infolge
der Rauchentwicklung den Rückweg nah unten nicht mehr
finden. Die unglücklichen Eltern, die ſchon einen Sohn durch
den Krieg verloren, waren zur Zeit des Unglücks beide abweſend.

y. Nordheuſen, 18. Dez. (Ein Einbruchsdiebſtab
iſt in der vorl. tzten Nacht bei dem in der Rautenſtraße, der
belebteſten Straße unſerer Stadt, wohnenden Kürſchnermeiſter
Louis Reinecke verübt worden. Die Diebe haben ein Stück
der Schaufenſterſcheibe herausgeſchlagen, ſind durch die ent
ſtandene Oeffnung in den Laden eingedrungen und haben

Geſtern vormitiag iſt auf dem Wochenmarkte einer hieſigen
Frau aus der Manteltaſche ein Portemonnaie mit 50 M. Jnhalt
durch einen Taſchendieb oder diebin geſtohlen worden.

Volk- wirtſchaft
Börſenſtimmungsbild

Berlin, 19. Dezember. Wenn auch an der Börſe Zurück-
haltung weiter vorherrſchend und das Geſchäft infolgedeſſen
ſtill blieb, ſo war doch eine gewiſſe Widerſtandskraft gegen
weiteren Kursrückgang zu erkennen. Die Kursgeſtaltung war
nicht einheitlich. Zu Anfang überwogen mäßige Rückgänge in
Schiffahrtsaktien, einigen Montan- und Jnduſtriewerten. Doch
waren hier auch Kurserholungen feſtzuſtellen, die anſcheinend
auf Deckungen zurückzuführen waren. So waren Bismarck-
hütte, A. E.-G., Badiſche Anilin kräftig im Kurſe gebeſſert, wo

gen Kattowitzer, Höchſter Farbwerke, Gebrüder Böhler und
irſch Kupfer-Aktien ſich etwas im Kurſe ſenkten. Kurs-

ſchwankungen blieben zunächſt auch weiterhin vorherrſchend,
dann konnte ſich wiederum eine Befeſtigung durchſetzen und in
Börſenkreiſen aus dem heutigen Verlaufe der Reichsver-
ſammlung der A. und S.-Räte damit rechnen zu können glaubt,
daß dieſe ſich ſchließlich für eine frühere Einberufung der
Nationalverſammlung entſcheiden werden. Am Anlagemarkt
war die hervortretendſte Tatſache die kräftige Kurserholung der
alten 334- und Aprozentigen preußiſchen und Reichsanleihen,
wogegen Pfundanleihen weiter ſtark im Kurſe nachgeben
mußten. 3prozentige und Kriegsanleihen waren im Kurſe gut
behauptet. Die zu Einheitskurſen gehandelten Jnduſtriewerte
waren bei kleinen Veränderungen behaupket. Der Schluß der
Börſe vollzog ſich im allgemeinen in recht feſter Stimmung
aus den vorſtehend erwähnten Gründen.

Produktenbericht
Berlin, 19. Dezember. Da die Verkehrsverhältniſſe recht

mäßig ſind, bleibt die Zufuhr von Brotgetreide an die hieſigen
Mühlen nur gering. Auch andere Artikel kommen in vermin-
dertem Maße hier an, ſo namentlich die teilweiſe lebhaft be
e Erſatzfutterſtoffe. Von Kleeſämereien erſtreckt ſich die

achfrage in erſter Linie auf gute Qualitäten von Rotklee, die
allerbings knapp ſind. Für nicht ganz einwandfreie Ware be
ſteht nur geringes Jnkereſſe. Serradella bleibt matt; der
Preis iſt weiter zurückgegangen, und es wird um 60 Mark
herum für gute geſunde Ware gezahlt. Jm Rübengeſchäft hat
ſich nichts verändert. Wetter: Regen.

pk. Cöſleda, 18. Dez. (Das ſchwere Anglüch, das

Kürſchnerwaren im Geſamtwerte von 3520 Mk. geſtohlen.

Kundgebung der Arbeitgeber und Angeſtelltenringens. Die Ar Tee Thüringen haben ſich mit
den Angeſtellten auf ein großzügiges Programm gr-
einigt, welches geeignet erſcheint, in dieſen ſchweren T bie
Sorge der Angeſtellten um die nächſte ukunft zu bannen, Das
Programm enthält die Beſchlüſſe über Wiedereinſtellung der
geſtel

R
Nee

ten, Vermeidung von Kündigungen angemeſſenehlung, t rufsverbände, Arbeitsnachweiſe und 83
Wrantung der ttbewerbsabrede.

Zuckerraffinerie n in Genthin,Der Aufſichtsrat ſchlägt für 191 wieder roz. Dividevor. 26 r fludet am 8. Januar ſtatt. de
Amme, Gieſecke Konegen, Aktiengeſellſchaft in Braun,

ſchweig. Die Verwaltung beantragt bei einer zum 8. Jan
1919 einberufenen außerordentlichen Generalverſammlung Ab,
änderung des die Erhöhung des Aktienkapitals um 2 auf 6 Mil.
lionen Mark betreffenden Beſchluſſes der Generalverſammlung
vom 17. Mai cr.
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Hauptſchriftleiter. Heimut Böttcher
Verantwortlich für den politiſchen Teil: Helmut Böttcher Volkewirtſchet
ſern M be Querfurt; für die Abteilung Zanſ Wiſſenſchaft, Unterha
owie für den lokalen Teil: Adolf Meyer, für prov
Gerichtsſaal und Sport und den anQuerfurt; für den Anzeigenteil: Walter Ebeling; ſämtlich in Halle a. S

Verlag und Druck der Halleſchen Zeitung Otto Thiele, Hahe a S.
Verlaqgsdirektor: Robert Poepſch.

nannte Papiere nicht ausweiſen, wird der Wagen ſofort be
ſchlagnahmt. Die Beſchlagnahme iſt dem Generalkom-
mando telegraphiſch zu melden.

Jm Einvernehmen mit Kraſt 4 werden die Wagen
der nächſten Kraftwagenſammelſtelle zugeführt. (Vergl.
Eingabe an Genkdo. Kraftfahrreferent IV. A. K. Tgb.
Nr. 7 vom 11. 12. 18).

Magdeburg, den 16 Dezember 1918.
Von Seiten des Generalkommandos.

Der Chef des Generalſtabes.
von dem Hagen, Oberſtleutnant.

Der Grckutivausiteß T IV. Armcckorps.
Bock.

Verorönung
betreffend Verbrauch der für Kriegszwecke zugewieſenen

Sparmetallmengen zu Friedenszwecken.
(Erweiterung der Verordnung vom 18. November 1918.)

Die Metallbeſtände der Metall verarbeitenden Jn
duſtrien und des Metallhandels rühren nachweislich zum
größten Teil aus Zuweiſungen für Kriegszwecke her, die
den Firmen aus Beſtänden der Kriegsmetall-Aktiengeſell-
ſchaft (für Zink auch der Zinkhüttenvereinigung und des
Verbandes deutſcher Zinkwalzwerke, G. m. b. H., für Blei
auch der deutſchen Hüttenwerke) zugewieſen worden ſind.
Dieſe Zuweiſungen ſind für Kriegszwecke zu Vor
zug spreiſen erfolgt, die unter den Selbſtkoſten liegen.

Durch die ung der für Kriegszwecke zu Vorzugs
preiſen zugewieſenen Beſtände würde den verarbeitenden
Betrieben und dem Handel bei Verwertung der nunmehr
freigeſtellten bezw. noch freizugebenden Metalle ein ihnen
nicht zuſtehender Vorteil aus Reichsmitteln zufließen und
zwar auf Koſten der für die Beſchaffung der Metalle durch
Enteignung und dergleichen in Anſpruch genommenen All-
gemeinheit. Es wird daher hiermit, insbeſondere in Rück-
ſicht auf den gleichfalls erfolgten Fortfall der Metallhöchſt-
preiſe, auf Grund der Ermächtigung der Volksbeauftragten
vom 12. November 1918 angeordnet:

Für alle am 13. November vorhandenen Beſtände an
noch nicht verarbeiteten Metallen laut nachſtehender Auf-
ſtellung, die auf Zuweiſung für Kriegszwecke aus den Be
ſtänden der Kriegsmetall- Aktiengeſellſchaft bezw. bei der
Zinkhüttenvereinigung oder bei dem Verband deutſcher
Zinkwalzwerke, G. m. b. H., ſowie für Blei auch bei den
deutſchen Hüttenwerken zur Lieferung gelangt ſind, haben
die Eigentümer dieſer Beſtände den ſich aus nachfolgender
Aufſtellung ergebenden Unterſchied zwiſchen Vorzugspreis
und Grundpreis (letzterer entſpricht dem derzeitigen Durch-
ſchnittseinſtandspreis der Metalle) an die Kriegsmetall-
Aktiengeſellſchaft, Berlin W. 9, Potsdamerſtraße 10/11 zu-
gunſten des Reichsſiskus abzuführen, ſoweit die Metalle
nicht nachweislich zu dem bei der Zuweiſng ausgeſproch“-
nen Zweck inzwiſchen verwendet und abgeliefert worden ſind

JFahrtenbuch. Kann ſich der Wagenführer durch obenge- bezw. noch verwendet und abgeliefert werden:

Vorzugspreis für 100 kg Mark:

Kupfer Zinn Nickel Zink Aluminium Blei
700 1200. 80. 430. 62.Grundpreis für 100 kg:

Kupfer Zinn Nickel Zink Aluminium Blei
1000. 1500. 130. 530. 76Demnach abzuführen für 100 kg Mark:

Kupfer Zin Nickel Zink Aluminium Blei
100. 300. 50. 100.Vorſtehende Anordnung iſt auf Legierungen und Ver

bindungen ſowie auf alle ſonſtigen gelieferten Sorten der
vorſtehend genannten Metalle, z. B. Feinzink, Zinkblech,
Lötzinn uſw. ſinngemäß in Anwendung zu bringen.

Diejenigen Firmen, die nicht gewillt ſind, die von der
Verordnung betroffenen Rohſtoffe, Legierungen und Ver
bindungen zum Grundpreis zu verwenden, haben be
hufs Rückführung der Mengen zum ur
ſprünglichen Zuweiſungspreis an dieKriegsmetall- Aktiengeſellſchaft mittels
eingeſchriebenen Briefes bis zum 23. De
zember 1918 Meldung an die Netall-
Meldeſtelle der Kriegsrohſtoffabteilung
Abteilung H), Berlin W. 9, PotsdamerStraße 10/11, zu erſtatten.

Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden Anord
nungen werden auf Grund der Verordnung über den Erlaß
von Strafbeſtimmungen durch das RNeichsamt für die wirt
ſchaftliche c vom 27. November [918
(RGBl. Nr. 164 S. 1339) mit Gefängnisſtrafe bis zu
5 Jahren und mit Geldſtrafe bis zu 100 000 oder mit
einer dieſer Strafen beſtraft. Gegenſtände, auf die ſich die
ſtrafbare Handlung bezieht, können eingezogen werden
ohne Unterſchied ob ſie dem Täter gehören oder nicht. Auch
können dieſe Gegenſtände von den Demobilmachungse-
organen für verfallen erklärt werden, gleichgültig, ob ſie
dem Täter gehören oder nicht.

Anfragen, die dieſe Verordnungen betreffen, ſind an
die Metall.Meldeſtelle der Kriegsrohſtoffabteilung (Abtei
lung Berlin W. 9, Potsdamer Straße 10/11, zu richten.

Berlin, den 5. Dezember 1918.
Reichsamt für die wirtſchaftliche Demobilmachung

(Reichsdemobilmachungsamt).

Koeth,.
Ausſchreibung.

Die Ausſchreibung eines Zement- und Tonrohrkanals im
Heideweg zwiſchen der Kohlenbahn und der wilden Saale ſoll im
Wege der Wettbewerbung vergeben werden.

Angebote ſind bis Sonnabend, den 28. d. M., vormittag
935 Uhr im NMagiſtratsbüro l, Zimmer Nr. 23 des Wage
gebäudes einzureichen, woſelbſt die Bedingungen nebſt Zeich
nungen ausliegen und auch die Verdingungsanſchläge entnom
men werden können.

Halle a. S., den 18. Dezember 1918,
Städtiſches Tiefbanamt,

Th.
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